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Antrag Nr. 04
der Fraktion ÖAAB/Christliche Gewerkschafter

an die 165. Vollversammlung

der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien

Neue Scheinselbständige
Die Vollversammlung der Wiener Arbeiterkammer fordert den Gesetzgeber auf, einer Verlagerung von klassischen Angestelltentätigkeiten unselbständig Erwerbstätigen in die Scheinselbständigkeit durch gesetzliche Maßnahmen einen Riegel vorzuschieben.
Begründung:
Nach wie vor verlieren viele Arbeitnehmer, welche oftmals älter als 50 Jahre alt sind, ihren Job. Auch wenn die Gründe mannigfaltig scheinen, so spielen fast immer wirtschaftliche Belange mit. Es ist unbestritten, dass ältere Mitarbeiter mit langjähriger Firmenzugehörigkeit ein höheres Einkommen haben. Dies allein rechtfertigt aber nicht deren Abbau. 

Erschwerend kommt mittlerweile hinzu, dass durch organisatorische Änderungen bzw. Anpassungen Aufgaben entweder firmenintern verlagert, oder einfach in Form von Projektarbeiten nach außen vergeben werden. Dies führt dazu, dass dieselben Tätigkeiten, welche früher von einem festangestellten Mitarbeiter erledigt wurden, nunmehr oftmals im Rahmen von Projekten unter der Vorgabe eines  geringeren (Fest)Preises vergeben werden. Ein weiterer wesentlicher Faktor ist, dass diese Projektkosten nur mehr als Sachkosten verbucht werden und die Firma somit scheinbar Personalkosten eingespart hat.
Es ist unbestritten, dass sich Unternehmen den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen anpassen müssen, jedoch darf dies nicht zu Lasten der sozialen Sicherheit erfolgen. Leider hat sich in den letzten Jahren gezeigt, dass durch die Reduktion von Stammpersonal etwa Aktienkurse angestiegen sind, obwohl diese Arbeit lediglich ausgelagert und auch von denselben Personen erbracht wurde. In sehr vielen Fällen wurden aber Mitarbeiter zu Änderungskündigungen oder in die Scheinselbständigkeit gezwungen, um dieselbe Arbeit zu einem geringeren Lohn zu verrichten. Mitarbeiter, die nicht mehr benötigt wurden, etwa zu alt waren oder nicht mit dieser Vorgangsweise einverstanden waren, haben den Job verloren und wurden bzw. werden in die Arbeitslosigkeit gedrängt.
Diese rücksichtslose Vorgangsweise führt nicht nur zu einem Kaufkraftverlust, sondern es schädigt auch den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft. Der Gemeinschaft entsteht darüber hinaus sehr großer Schaden durch zu geringe Sozialversicherungs- und Steuereinnahmen.
Somit liegt es am Gesetzgeber die entsprechenden Rahmenbedingungen (zB Neubewertung von Sachkosten, Prüfmöglichkeit der Scheinselbständigkeit) zu schaffen. Öffentliche Institutionen (Bund, Land, Gemeinden, Sozialversicherungen, etc.) als einer der größten Auftraggeber in Österreich, sollten dazu angehalten werden, nicht nur kostengünstig Aufträge zu vergeben, sondern auch die Nachhaltigkeit hinsichtlich der Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und den Wirtschaftstandort Österreich zu prüfen. Nicht das Billigstbieterprinzip soll bevorzugt werden, sondern das Bestbieterprinzip für Österreich ist anzuwenden.
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